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Kommunale Krankenhäuser der Maximalversorgung: 
dringliche Reform- und Finanzierungsbedarfe 

(Gemeinsames Schreiben von 19 Trägerstädten an die Gesundheitsminister  
des Bundes und der Länder vom 1. März 2023) 

 
 
Sehr geehrter Herr Bundesminister, 
sehr geehrte Frau Ministerin, 
sehr geehrter Herr Minister, 
 
mit einem äußerst dringlichen Anliegen wenden wir uns heute an Sie als Oberbürgermeiste-
rinnen und Oberbürgermeister von Städten, welche allesamt Träger eines Klinikums der Ma-
ximalversorgung sind. Wir sind in tiefer Sorge um die Zukunftsfähigkeit unserer kommunal 
getragenen und finanzierten Kliniken der Maximalversorgung. Bitte unterstützen Sie uns in 
der aktuellen, von uns begrüßten und für dringend erforderlich gehaltenen Diskussion um 
grundlegende Reformen der Krankenhausfinanzierung und –planung. 
 
Krankenhäuser der Maximalversorgung sind das Rückgrat der stationären medizinischen 
Versorgung in Deutschland. Dies haben sie während der Corona-Pandemie eindrücklich un-
ter Beweis gestellt. Im Unterschied zu anderen Krankenhäusern erfüllen sie eine umfas-
sende regionale Versorgungsfunktion, weit über ihre Standortgemeinde hinaus. 
 
Universitäre und kommunale Kliniken der Maximalversorgung haben dabei ein weitgehend 
identisches Leistungsprofil in der Patientenversorgung. Sie erbringen für eine ganze Region 
hochdifferenzierte und komplexe Leistungen. Aber die Finanzierung ist sehr unterschiedlich: 
Die Existenz der Universitätskliniken wird über den Landeshaushalt gesichert. Die Finanzie-
rung der kommunalen Maximalversorger muss notfalls allein der städtische Haushalt sicher-
stellen. 
 
Dieser Zustand herrscht nun leider schon seit Jahren. Wenn nicht sehr bald grundlegend 
veränderte Rahmenbedingungen für die Leistungserbringung der Krankenhäuser beschlos-
sen werden, steht die Existenz der kommunalen Maximalversorgungskliniken und die damit 
verbundene Versorgung unserer Regionen ohne wettbewerbsorientierte Patientinnen- und 
Patienten- bzw. Leistungsselektion auf dem Spiel. Viele unserer Häuser schreiben seit dem 
Jahr 2020 jährliche Defizite in zwei- bis dreistelliger Millionenhöhe zu Lasten ohnehin hoch-
gradig belasteter städtischer Haushalte.  
 
Hinzu kommen wegen des bestehenden massiven Investitionsstaus umfangreiche und drin-
gend notwendige Investitionsprojekte für Neubauten, Sanierungen und Modernisierungen. 
Die Investitionskostenfinanzierung der Länder, die die vollständige Finanzierung dieser bei 
Maximalversorgern nicht selten etliche hundert Millionen Euro umfassenden Vorhaben ge-
währleisten müsste, ist seit langem erheblich unterdotiert. So belasten die Folgen des massi-
ven langjährigen Investitionsstaus unsere zunehmend überforderten städtischen Haushalte 
zusätzlich. 
 
Bitte helfen Sie im Interesse der Patientinnen, Patienten und Beschäftigten, dass die Zu-
kunftsfähigkeit und Finanzierung unserer kommunalen Krankenhäuser der Maximalversor-
gung genauso gesichert wird wie die der Universitätskliniken. In der aktuellen grundlegenden 
Reformdiskussion verweisen wir hierbei auf die beigefügten Beschlüsse des Deutschen 
Städtetages vom Juni 2021 („Auskömmliche Finanzierung für kommunale Großkrankenhäu-
ser – jetzt!“) sowie vom Januar 2023 („Notrettung von Krankenhäusern – Strukturverbesse-
rungen in der Gesundheitsversorgung“). 
 
  



Aus Sicht der Trägerstädte kommunaler Krankenhäuser der Maximalversorgung bestehen in 
der aktuellen Krisensituation und bei den anstehenden Reformen folgende Zentralforderun-
gen: 
 
- kurzfristig: Sicherstellung der Refinanzierung erheblicher Erlösausfälle sowie massiv ge-

stiegener Energie- und Sachkosten, auch zur Sicherstellung der erforderlichen Liquidität, 
- künftige Einteilung der Krankenhäuser in klar abgegrenzte Versorgungsstufen und -rollen 

mit korrespondierenden Abrechnungsmöglichkeiten und zugeordneten Leistungsgrup-
pen, 

- keine Sonderregelungen oder -stufen für Universitätskliniken gegenüber kommunalen 
Maximalversorgern, einschließlich einheitlicher Versorgungs- und Abrechnungsmöglich-
keiten für Krankenhausambulanzen als Ergänzung zum niedergelassenen Bereich,  

- auskömmliche Betriebskostenfinanzierung durch die Ergänzung adäquater Fallpauscha-
len um Vorhaltepauschalen, insbesondere zur Abdeckung der Kosten jederzeit vorgehal-
tener Versorgungsinfrastruktur in nicht planbaren Leistungsbereichen wie den Notaufnah-
men, 

- Auflösung des milliardenschweren Sanierungsstaus in der Investitionsförderung durch 
erhöhte Mittelbereitstellung der Länder unter Beteiligung des Bundes, 

- reformierte Krankenhausplanung, die die regional vorzuhaltenden Kapazitäten der jewei-
ligen Versorgungsstufen und deren laufende und investive Finanzierung aufeinander ab-
stimmt. 

 
Bitte helfen Sie uns auf diese Weise, dass wir auch künftig mit unseren kommunalen Kran-
kenhäusern der Maximalversorgung als konstitutivem Bestandteil der Krankenhausland-
schaft zum Wohle der Bevölkerung unseren Beitrag zur regionalen Daseinsvorsorge erbrin-
gen können. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Die Unterzeichnerstädte 
(siehe Unterschriftenliste) 
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